TAAT BEABSICHTIGT DIE "FREIWILLIGE" 
ANDEREN ASYLANT! 


DIE NOTWENDIGKEIT EINER RADIKALEN ANTWORT 
DES PROLETARIATS 


Als die deutsche Bourgeoisie nach dem Kriege ein sehr liberales Asylrecht in ihrer Verfassung 
verankerte, wollte sie sich einen demokratischen-antifaschistischen Persilschein ausstellen. Sie 
hatte es damals leicht. Das deutsche Kapital wurde gerade von einem unstillbaren Heißhunger nach Arbeits- 
kräften getrieben, und die Völkerwanderung aus Osteuropa, ließ die eifrigen Macher des kapitalist- 
ischen Wiederaufbaus geradezu in Verzückung geraten. Eine Unterscheidung zwischen "politischen" und 
konomischen" Flüchtlingen hätte damals jeden x-beliebigen Juristen im Sold des bürgerlichen Staates 
: zum Lachen gebracht. 


Heute ist das anders, heute leidet die bürgerliche Gesellschaft unter einer Verdauungsstörung, 
einer, was ihre traditionelle Produktionsweise anbelangt, allgemeinen Verstopfung. Aus der Sicht 
der Klasse der Macht gibt es zuviel Arbeitskräfte, zuviel Menschenfleisch. Ohne Zweifel gibt es unter- 
schiedliche Mittel, um sich dieser Sorte Überfluß zu entledigen, darunter auch, wie die Geschichte zeigt, 
sehr brutale Mittel. Doch heute beschränkt man sich noch darauf, diesen Überfluß auf die anderen Länder 
abzuwälzen. Hierfür braucht der westdeutsche Staat keine Mauern zu bauen, zumal diese im schlechten 
Ruf stehen. Der extrem zentralisierte Polizeiapparat, eine Verordnung hier und eine kleine Gesetzes- 
@rgänzung dort reichen aus, 


Der Bauer aus der Provinz Karamanmaras wird aber nach wie vor auf Gesuch des Großgrundbesitzers 
von den durch Armee und Polizei unterstützten Banden verfolgt (eine wohl "politische" Verfolgung), denn 
der Großgrundbesitzer möchte sich das Land des Kleinbauern unter den Nagel reißen, um den Baumwollanbau 
auszudehnen, wird ja Baumwolle von der westdeutschen Wirtschaft sehr gefragt. Dies sind lauter "öko- 
nomische" Antriebe, und der kleinasiatische Aga, dessen feudale Roheit die Demokraten gern schildern, 
ist im Grunde nur ein Instrument des Druckes des Weltmarktes. Dem enteigneten Bauern bleibt nichts 
anderes übrig, als nach einer Transitperiode in den Slums von Izmir oder Istambul als "Tourist" nach 
Westdeutschland auszuwandern, um in der Folge "Asyl" zu beantragen. Und in den Wartezimmern der Ordnungs- 
ämter und der Anwaltskanzleien trifft er den Leidensgenossen aus Pakistan, Polen und Sri Lanka. 


Und so begannen die Beamten des westdeutschen Staates über den Begriff des Flüchtlings nachzu- 
denken. Natürlith konnten sie eine Definition fabrizieren, welche die Ablehnung fast aller Anträge 
rechtfertigt. Dem "Asylsuchenden", dessen Antrag nunmehr im Eilverfahren abgelehnt wird, wird hier, 
solange er auf die Ausweisung wartet, ein wahres Zuchthausleben beschieden sein. Dabei wirft mon ihm 
zynisch entgegen, "sein" Staat sei demokratisch oder dort fänden keinerlei Massenverfolgungen statt; 
und wenn er zu seinem Pech dort von irgendwelchen Banden verfolgt wurde, so soll doch "sein" Staat ihn 
davor schützen. 


Die wachsende Verschärfung der Einwanderungskontrolle und Abschiebepraxis vollzieht sich strikt 
nach den reinsten Regeln der Demokratie. Sie wird von allen Parteien, die sich nur in technischen Nuäncen 
unterscheiden, gemeinsam getragen. Und sie wird durchaus auch mit dem so viel beschworenen Schutz des 
"Rechts auf Arbeit" und der "sozialen Errungenschaften der Deutschen" gerechtfertigt. Die Gewerkschaften, 
die seinerzeit die zentrale Anwerbung der ausländischen Arbeitskräfte durch den Staat und später den 
Einwanderungsstop befürworteten, rühren keinen Finger dagegen, womit sie sich wiederholt als Organi-: 
sationen erweisen, die nicht die internationale Solidarität der Proletarier vertreten, sondern die 
chauvinistische Bindung der westdeutschen Arbeiter an den deutschen Staat. Und schließlich wiederholen 
die Demokraten aller Schattierungen, daß es ohne Einwanderungsstop keine andere Möglichkeit für die 
Integration eines Teils der in der BRD lebenden "Gastarbeiter" gibt, womit ja nur die Spaltung unter 
den Arbeitern, ihre bessere Kontrolle und die Festigung der "Sozialpartnerschaft" bezweckt werden. 


Die Klasse der Macht möchte die Bildung proletarischer Konzentrationen vermeiden, die das Risiko 
sozialer Explosionen in sich tragen. "Sozialer Sprengstoff" ist das erste Wort, das allen Politikern ein- 
fällt, wenn es um die ghettoisierten ausländischen Proletarier geht. 

v 


Die Einreise der Tamilen paßt dem westdeutschen Staat nicht, weil man aus ihnen hier keinen Profit 
ziehen kann: weder als Arbeitskraft in der Wirtschaft noch auf politischer Ebene, wie es anfänglich 
bei den Polen und Vietnamesen der Fall war. Und sie sind zudem um so unerwünschter, als im Sammellager 
von Middeisfähr - einem dieser Konzentrationslager, welche der -westdeutsche Staat zunehmend und plan- 
mäßig errichtet, um die verschiedenen Teile des eingewanderten Proletariats besser zu spalten, zu 
isolieren und zu unterdrücken - bereits 1981 eine Revolte ausgebrochen war. Die "Führer" dieser Be- 
wegung wurden sofort abgeschoben, bei den anderen wurde das Asylverfahren beschleunigt, um sie 
schnellstens auszuweisen. Es entspricht der Natur der herrschenden Klasse, wenn sie nun durch die 
"freiwillige Ausreise" die tamilischen Flüchtlinge der grausamen Repression durch den Staat von 
Sri Lanka überläßt, 


Die Tamilen (3 Mio. gegen 15 Mio Singalesen) werden in Sri Lanka vom Staat unterdrückt und 
rassisch, sozial diskriminiert. Sie sind Opfer regelmäßiger Progrome. Angesichts der verheerenden NWirt- 
schaftslage schürt der Staat den Chauvinismus gegen die tamilische Minderheit und macht die alteinge- 
sessene tamilische Bourgeoisie für die ökonomischen Schwierigkeiten verantwortlich. Das große Opfer 


sind aber die tamilischen Massen, darunter ein zahlreiches Plantagenproletariat. Viele Tamilen werden 
unter sen Bedingungen gezwungen, die Insel zu verlassen, sei es in Richtung Indien, sei es nach 
Europa. { 


Wenn es darum geht, einen diskriminierten Teil des Proletariats zu verteidigen, stehen zwei un- 
versönliche Methoden einander gegenüber. Auf der einen Seite die demokratische Methode, Sie wird sowohl 
durch i re Ziele wie auch durch ihre "Kampfmittel" charakterisiert. Sie appelliert an die öffentliche 
Meinung, in der sie den Gralshüter "demokratischer Freiheiten" erblickt, oder unter dem Vorwand, das 
Proletariat sei noch nicht reif für den Klassenkampf. Ob ausdrücklich oder nicht, sie verbindet die For- 
derung nach gleichen Rechten immer mit der Forderung nach einer "besseren" Einwanderungskontrolle unter 
dem Vorwand einer "sozialen Integration der Ausländer". Es gibt aber auf der anderen Seite die revo- 
lutionäre Methode, die darauf abzielt, die Gesamtheit des Proletariats in einen kollektiven Kampf gegen 
die Klassengesellschaft und für das menschliche Gemeinwesen (Kommunismus) hineinzuziehen. Das ist die 
einzige Perspektive, für die sich der Kampf lohnt, die ®inzige Möglichkeit mit der Diskriminierung für 


immer Schluß zu machen. £ 
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